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Der Gripen bei einer Demonstration im 
Oktober 2012 auf dem Flugplatz Emmen.

  Keystone/Alexandra Wey

ANZEIGE

«Die Konkurrenz versucht, den 
politischen Prozess zu stören» 

Deutsches Dumpingangebot sorgt für Ärger
SicherheitSkommiSSion «Es war 
eine konzertierte Aktion der Gripen-
Gegner», ist Hans Fehr überzeugt. Der 
Zürcher SVP-Nationalrat hat diese Wo-
che in der Sicherheitspolitischen Kom-
mission (SiK) als einer der wenigen 
gegen die Vertagung des Kampfjet-Ent-
scheids gekämpft. Dass er dabei auf 
verlorenem Posten stand, führt er nicht 
zuletzt auf ein Dumpingangebot des 
unterlegenen Eurofighter-Herstellers 
zurück, das den SiK-Mitgliedern kurz 
vor der Sitzung zugestellt wurde. 

Eads beziehungsweise dessen Ver-
teidigungsabteilung Cassidian bringen 
darin eine «attraktive Alternativlösung» 
mit Occasionsfliegern vor: «Wir können 
der Schweiz 22 Eurofighter-Flugzeuge 
aus bestehenden Verbänden zu einem 

Gesamtkostenrahmen anbieten, der 
deutlich unter dem ursprünglichen 
Beschaffungsbudget von rund 2 Mil-
liarden Schweizer Franken liegt», heisst 
es in dem dreiseitigen Schreiben aus 
Deutschland, das als «Information» 
betitelt wird und der «Zentralschweiz 
am Sonntag» vorliegt.

eine milliarde billiger
Das Gesamtpaket komme auf «über 

eine Milliarde Franken weniger» zu 
stehen, und zwar einschliesslich Ersatz-
teilen, Werkzeugen, Simulatoren und 
Einführungstraining für die Piloten. 
Anschliessend könnte das die Schweiz 
im Unterschied zum Gripen selbst über-
nehmen, denn das Angebot umfasst 
auch «eine ausreichende Anzahl von 

Doppelsitzern». Konkret geht es um 
Eurofighter der Tranche 1 mit 400, 800 
und 1200 Flugstunden auf dem Buckel. 
Diese könnten ab 2016 geliefert werden 
und noch 30 bis 40 Jahre fliegen.

Dieses Schreiben sei «eine absolute 
Frechheit», ereifert sich Fehr. Derweil 
andere SiK-Mitglieder staunen, dass 
sich Eads an das Parlament gewendet 
hat, während Rafale-Hersteller Dassault 
vergangenen Herbst einen ähnlichen 
Brief auch an den Bundesrat gerichtet 
hatte – der im Gegensatz zum Parla-
ment für den Typenentscheid zuständig 
ist. «Der Brief hat alle befremdet», sagt 
denn auch Ida Glanzmann. Nicht nur 
wegen des falschen Adressaten: Die 
Luzerner Christdemokratin erinnert an 
die nicht besonders guten Erfahrungen 

der Österreicher mit gebrauchten Euro-
fightern. 

maurer ist gefordert
Unter den Kampfjet-Befürwortern 

steigt die Verunsicherung. Das reicht 
bis weit in den Ständerat hinein, der 
die Ausgabenbremse für den Milliar-
denkauf im ersten Anlauf nicht gelöst 
hat. Das neue Angebot des Eurofighter-
Konsortiums schüttle das Geschäft 
nochmals kräftig durch, sagt der Zuger 
Freisinnige Joachim Eder. Und sieht 
Ueli Maurer gefordert: «Jetzt ist es 
seine Führungsaufgabe, dass er mit 
seinen Generälen die letzten Zweifel 
ausräumt.»

EvA NovAk
eva.novak@luzernerzeitung.ch

«Unverzeihliches 
Spiel» mit Opfern
Verdingkinder fak. Am Donners-
tag entschuldigten sich Bundesrätin 
Simonetta Sommaruga und andere 
Vertreter bei ehemaligen Verding-
kindern, Zwangssterilisierten und 
weiteren Opfern fürsorgerischer 
Zwangsmassnahmen für das ihnen 
zugefügte Unrecht. Doch diese wollen 
mehr als schöne Worte. Sie fordern 
eine finanzielle Entschädigung im 
Rahmen von 3,2 bis 4 Milliarden 
Franken. Wer die zahlen soll, ist un-
klar. In Frage kämen der Bund, die 
Kantone, die Gemeinden, die Kirchen 
und der Bauernverband – aus Sicht 
der Opfer haben sie alle zum Un-
rechtssystem beigetragen.

Die Verantwortlichen geben sich 
jedoch zurückhaltend. «Grösste Vor-
behalte» etwa hat Hannes Germann, 
Schaffhauser SVP-Ständerat und Prä-
sident des Schweizerischen Gemein-
deverbands. «In Einzelfällen müssten 
betroffene Gemeinden selbst tätig 
werden», sagt er. Der Verband habe 
weder Geld noch eine direkte Ver-
antwortung. Ähnlich äusserte sich 
Bauernpräsident Markus Ritter in der 
«Neuen Luzerner Zeitung» am Sams-
tag. Auch die Schweizerische Bi-
schofskonferenz gibt an, über keine 
finanziellen Mittel zu verfügen. Es 
gehe doch vor allem darum, den 
Opfern zuzuhören. Das wolle man 
am eingerichteten runden Tisch tun. 
Auf diesen verweist auch die Konfe-
renz der kantonalen Sozialdirektoren. 
Überdies hoffen alle, dass der Bund 
allfällige Zahlungen übernehmen 
wird. Doch davon sind bürgerliche 
Parlamentarier nicht begeistert.

«runder tisch bringt nichts»
«Die Frage der finanziellen Ent-

schädigung ist unverhandelbar», sagt 
hingegen Walter Zwahlen, Präsident 
des Opferverbands Netzwerk Ver-
dingt, der das sich abzeichnende 
Hickhack als «unverzeihliches Spiel 
mit den Opfern» empfindet. Unter 
diesen Voraussetzungen bringe der 
runde Tisch «rein gar nichts», so 
Zwahlen. Dessen erste Sitzung soll 
noch vor der Sommerpause statt-
finden. Der Urner alt Ständerat Hans-
ruedi Stadler, Delegierter des Bundes-
rats, hofft, das «gemeinsame Lösun-
gen» möglich sind. 

WEF-Rechnung: 
Mehr Transparenz 
Bern sda. Nach der Kritik der Fi-
nanzkontrolle am Budget der Armee 
für das World Economic Forum 
(WEF) in Davos verspricht Verteidi-
gungsminister Ueli Maurer mehr 
Transparenz. Dem Wunsch der Eid-
genössischen Finanzkontrolle (EFK) 
nach mehr Transparenz könne sein 
Departement selbstverständlich 
nachkommen, da «wir inzwischen 
das Rechnungssystem verbessert ha-
ben», sagte Maurer am Samstag in 
der Sendung «Heute Morgen» von 
Radio SRF.

Bei den von der EFK monierten 
Fällen handle es sich um «Grauzo-
nen», in denen die Abgrenzung der 
Kosten schwierig sei. Diese Fragen 
werde man im Hinblick auf die neue 
Botschaft für den WEF-Einsatz der 
Armee ab 2015 klären. 

Die Finanzkontrolle hatte in ihrem 
am Donnerstag publizierten Jahres-
bericht kritisiert, dass die Armee für 
ihren Einsatz am WEF 2011 kein 
nachvollziehbares und transparentes 
Budget gehabt habe.

gripen Sicherheitspolitiker des Nationalrates  
wollen erst im August über den kauf des Gripen  
entscheiden. Saab-vizechef Lennart Sindahl zeigt 
verständnis dafür. Und kündigt weitere Geschäfte  
in der Schweiz an.
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Lennart Sindahl, sind Sie überrascht 
über die Sistierung des Geschäfts 
durch die Sicherheitskommission des 
Nationalrats?

Lennart Sindahl: Wir haben Verständnis 
dafür. Am Ende des Tages ist ja allen mehr 
gedient, wenn die Entscheidung für den 
Gripen breit abgestützt ist. Wir respektie-
ren den Wunsch einiger Parlamentarier 
nach mehr Information. Es ist schliesslich 
eine wichtige und komplexe Entschei-
dung. Von unserer Seite sind wir bereit, 
alle noch offenen Punkte zu klären, die 
uns betreffen.

Kann das zu Verzögerungen bei der 
Auslieferung führen?

Sindahl: Nein, sofern es nicht zu weiteren 
substanziellen Verzögerungen, etwa bei der 
geplanten Vertragsunterzeichnung 2014, 
kommt. Das Gripen-E-Programm ist am 
Laufen, und wir befinden uns im Zeitplan. 
Das schwedische Parlament und die schwe-
dische Regierung stehen voll hinter dem 
Gripen E. Wir haben ein Entwicklungs-
budget erhalten, das uns jetzt erlaubt, den 
Gripen-Demonstrator zum Gripen E fertig 
zu entwickeln bis hin zur Serienreife.

Mit ein Grund für die Verzögerung ist 
offenbar ein Brief des Eurofighter-
Herstellers mit einem billigeren An-
gebot als dem von Saab. Einen ähn-
lichen Brief hat vor ein paar Monaten 
der andere unterlegene Mitbewerber 
Dassault an die Sicherheitspolitiker 
verschickt. Wie reagiert Saab darauf?

Sindahl: Es sieht wirklich so aus, als 
würde unsere Konkurrenz weiterhin ver-
suchen, die Beschaffung und den politi-
schen Prozess zu stören. Wir können 
nichts über Angebote unserer Mitbewer-
ber sagen, aber es scheint eher ein «Mar-
keting-Gag» zu sein als ein seriöses An-
gebot. Was wir hingegen versichern kön-
nen, ist, dass der Gripen E zum Zeitpunkt 
der Auslieferung ein topmoderner Kampf-
flieger ist, der sich am Beginn seines 
Lebenszyklus befindet. Es ist ein Kampf-
flieger, der die Bedürfnisse der Schweizer 
Luftwaffe vollumfänglich erfüllt und auch 
der Industrie und der Bevölkerung von 
Nutzen ist.

Der Unmut über die Gegengeschäfte 
ist noch nicht überwunden. Welche 
sogenannten Offset-Deals wurden be-
reits getätigt und bewilligt?

Sindahl: Ende 2011 hat das Offsetbüro 
der Armasuisse Gegengeschäfte in Höhe 
von 200 Millionen Franken akzeptiert. 
Inzwischen waren wir weiter aktiv und 
haben noch einmal Geschäfte in Höhe 
von 80 Millionen Franken eingereicht, 
die noch evaluiert werden. Dazu haben 
wir entschieden, dass wir wesentliche 
Teile des Gripen-Flugkörpers in der 
Schweiz herstellen lassen möchten – ein 
Anfangsvolumen von 200 Millionen Fran-
ken und 500 000 Mannstunden. Wir 

verpflichten uns also, nachhaltige Ge-
schäfte in der Schweiz zu platzieren, 
noch bevor der Kaufvertrag abgeschlos-
sen ist. Und wir werden sicherstellen, 
dass ein Teil davon in die Westschweiz 
und ins Tessin fliesst.

Wie viel soll es am Ende werden?
Sindahl: Wir werden Gegengeschäfte in 
Höhe von 100 Prozent des Gripen-Kauf-
vertrags realisieren und dazu auch mit 
Armasuisse einen Vertrag unterzeichnen. 
Wir garantieren, dass mindestens 30 Pro-
zent der Gegengeschäfte in der West-
schweiz und 5 Prozent in der italienisch-
sprachigen Schweiz realisiert werden, 
immer unter der Voraussetzung, dass die 
Angebote konkurrenzfähig sind.

In der Westschweiz ist man noch weit 
von den vorgegebenen 30 Prozent 
entfernt. Warum ist das so schwierig?

Sindahl: Vom heute verwirklichten Volu-
men sind rund 15 Prozent in die West-
schweiz geflossen. In der Romandie Ge-
schäfte zu machen,ist nicht schwieriger 
als anderswo, und mein Team arbeitet 
hart daran, die Quote zu erhöhen. Wir 
wissen, wie wichtig die regionale Vertei-
lung ist. Aber wir werden das Ziel errei-
chen. Wir haben bisher überall, wo der 
Gripen verkauft wurde, unsere Verpflich-
tungen voll erfüllt. Aber Rom wurde auch 
nicht an einem Tag gebaut. Wir arbeiten 
sorgfältig und konstruktiv, denn wir möch-
ten nachhaltige Geschäfte verwirklichen 
und keine schnellen Erfolge nur für die 
Medien vorweisen.

Geht das auf Kosten der Zentral-
schweizer Unternehmen Ruag und 
Pilatus Flugzeugwerke?

Sindahl: Beide Unternehmen sind wich-
tige Akteure in der schweizerischen Rüs-
tungsindustrie. Wenn sie einen Auftrag 
bekommen, dann ist dies indirekt immer 
auch ein Auftrag an ihre Hunderten von 
Unterlieferanten, was man leicht vergisst. 
Gerade Ruag und Pilatus arbeiten mit 
vielen KMU zusammen. Auch bei Gross-
aufträgen ist uns wichtig, dass die regio-
nale Verteilung stimmt, das heisst, es ist 
dann eine Aufforderung an diesen Ge-
schäftspartner, dafür zu sorgen, dass KMU 
aus den anderen Regionen mit berück-
sichtigt werden. Aber man darf eines 
nichts vergessen: Die Gegengeschäfte 
finden nicht nur in der Rüstungsindustrie 
statt. Die gesamte schweizerische Indus-
triebasis profitiert vom Gripen.

Lennart Sindahl ist Vize-
präsident von Saab und 
zuständig für die Flugdivi-
sion des schwedischen Kon-
zerns.
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